
Bundéssozialgericht'

1j/1 RA 207/62 -I.m„ N a m e'n la.e 3 «V o l k e s

Ä„ In dem Rechtsstreit_ ;1„ “l

0 O.,. J - . _o__o \! o'o . o . - .’o o u . . . a o ,

Verkündet am‘7lv_
_‘r

13. August 1965'l _. „-Kläger und Revisioneklägcr,

‚„ gegen ' ‘ . .;

l

'

\. . . y. . . . . . l . I . . . . 0 . l . . . 0 ,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

p£i._g€léild€flß
.._ n:‘ o b o o o u o .. u‘ o o n o o o o ,

hat der 11. Senat des Bündeséozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 13. August 1965 durch

_Senatspräsident ;. 'Dr„.H & u e i s e n
'

f „
3 -f_.‚_

„ „ rg Vorsitzender,
Bündesrichteri■_„ :Dr. S c h w a r z und

Bundesrichter -ii 11-8 0 n n e n b e r g,

; Bundesgozialrichter K ö—hl e r .
und

G
Q

m

_

":
1

Bundessozialrichter V i e h w e

für Recht erkannt:'

Das Urteil des Landéssozialgerichts Nordrhein—
Westfalen vom 16. Mai 1962 wird aufgehoben; die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozial—

‚gerichts Köln vom 28. April 1961 wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichén

Kosten auch des Berüfungs— und Revisionsverfahrens

zu erstatten°
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Der Kläger wurde als Angestellter der'Dynamit—AG Troisdorf

am 15. März 1955 Mitglied der Pensionskasse der Angestellten

vereinigter Sprengstoff—.und Celluloid-Qesellscheften, Ver—

sicherungsverein auf Gegenseitigkeit, in Troisdorf (im fol—:

genden Pensionskasse genannt). Er bezog am 28° Februar 1957-

ein Gehalt von 925‚-— DM_monatlich ohne Zuschläge für Ehe“

freu und Kinder. Im September 1957 beantragte er die Be—

freiung von der Versicherungsbflioht in der Angestellten—

versicherung nach Art, 2 5.1 des Angestelltenversicherungs»

Neuregelungsgesetzes (AnVNG). Diesen Antrag lehnte die Be“

klagte mit Bescheid vom 10. Februar 1958 ab; der Widerspruch

blieb erfolglos (Bescheid vom 9° April 1958). Auf die Klage

hob.das Soßielgericht (SG) Köln die Bescheide der Beklagten
auf und verurteilte die Beklagte, "den Kläger mit Wirkung

vom Inkrafttreten des AnVNG an von der Versicherungspflicht

zu befreien" (Urteil vom 28„ April 1961), Auf die Berufung

der Beklagten hob das Lendessozielgericht (LSG) Nordrhein—
Westfalen das Urteil des SG auf und wies_die Klage eb (Ur—

teil vom 16° Mai 1962): Art° 2 $ 1 AnVNG beziehe sich auf
"Versicherungsunternehmungen" und "VersiCherungsverträge"3

die unter das Versicherungsauféiohtsgesetz (VAG) und unter

des Versicherungsvertregsgesetz (VVG) fallen, und grund— '

sätzlich nur
auf'LehensverSicherungsverträge im Sinne der

55 159 bis 178 VVG; ob auch die besonderen Versicherungs—

verhältnisse mit den Erleichterungen des 9 189 VVG und mit

Satzungsbestimmungen, in denen von den @@159 bis 178 VVG

teilweise abgewichen sei — Versicherungen bei Werkspensions—

hassen mit Zwangsbeitritt und_bei kleineren Vereinen im ("

Sinne des 5 53 VAG :‚_unter Art„‚2 ä„1„AnVNG fellen,_müsse

';3;'

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_
3‘i

von Fall zu Fall nach den Besonderheiten des Art, 2 5 1
AnVNG in Verbindung mit der jeweiligen Satzung bestimmt
'werden; Art° 2 5 1 AnVNG sei nur anwendbar auf Versicherunge—

verträge, die im wesentlichen das Fehlen der gesetzlichen

Rentenversicherung für den Versieherungsfall des Alters und

des Todes ersetzen und eine wirkliche Vorsorge für das Al—

ter darstellen; das Versicherungsverhältnis des Klägers bei

der Pensionskasse erfülle diese Voraussetzungen nicht, weil

die Alterssieherung nach 5 9 der Satzung der Pensionskass

grundsätzlich mit dem Ausscheiden des Versicherten aus dem

Arbeitsverhältnis erlosche; zwar könne der Versicherte nach

@ 8 der Satzung auf Antrag außerordentliches Mitglied der

Pensionskasse bleiben, wenn er besondere Voraussetzungen er—

fülle, er‘könne aber keine Beträge mehr entrichten, der Ver—

- Sicherungsschutz sei damit nicht mehr ausreichend° Das LSG

ließ die Revision zu. Das Urteil wurde dem Kläger an 16, Ju—

ni 1962 zugestellt.. .'\.

Der Kläger legte am 22° Juni 1962 Revision ein und begründete

Sien Er beantragte,

das Urteil des LSG Nordrhein*Westfalen vom 16° Mai

1962 aufzuheben und das Urteil des SG Köln vom

280 April 1961 wiederherzustellen, d,h„ die Be—
_ ‘

,
klagte unter Aufhebung ihrer Bescheide vom 10, Fe- \

bruar 1958 und 9, April 1958 zu verurteilen, den

Kläger mit Wirkung vom Inkrafttreten des AnVNG von

"der Versicherungspflicht zu befreien°

Er trug im wesentlichen vor: Das LSG sei zu Unrecht der Mei—

nung, daß Versicherungsverträge mit Versicherungsunternehmun—

gen, die unter 5 189 VVG fallen, nicht die Voraussetzungen des

Art. 2 5 1 AnVNG erfüllen. Das LSG habe Art° 2 9 1 AnVNG en—

ger ausgelegt, als dies der Wortlaut zulasse; es habe zur Be—

gründung Erwägungen herangezogen, die im Gesetz nicht zum Aus—

druck gekommen seien; es komme nicht darauf an, ob die "Be—
_

freiungsvereicherung" in etwa mit der gesetzlichen Renten—

..4..
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versicherung verglichen werden könne; dies ergebe sich-
schon daraus, daß einerseits auch Kapitalversicherungen“‘

unter Arte 2 5 1 AnVNGfallen und andererseits auch die
übrigen Lebensversicherungen in der Regel eine‘vorsorge“

gegen Invalidität nicht versehen; es kommeauch nicht da—5
Ürauf an, ob die "Befreiungsversieherung" eine wirkliche

Vorsorge für das Alter darstellé; dies sei auch bei Ke—
pitälV€rsicherungen häufig nieht der Fall; es gebe auch

zahlreiche andere Möglichkeiten; die bei Lebensversiche—

rungen, die unter Art° 2 5 1 AnVNGfallen, den Versor—
gungszweck vereiteln könnten; das LSG habe auch zu Un—
recht die entsprechenden Vorschriften des

_ sufgchobenen —
Gesetzes über die Altersversorgung für das deutsche Hand—

werk (BVG) und des.Gesetzes über die Altershilfe für Land"
wirte hérengezogen; Art. 2 5 1 AnVNG sei ausschließlich

eine Übergengsvorschrift, die nicht die Versorgung der bis

dahin nicht versicherungspflichtigen Angestellten sicher—

stellen, sondern lediglich Deppelbelastuhgen habe vermei—

den wollen; die Beklagte und das beigeladene Bundeseuf— ”
sichtsamt seien auch nicht befugt, nach ihrem Ermessen Ver—

sicherungen bei Werkspensionskassen als Grund für eine Be—

freiung nach Art. 2 @ 1 AnVNGanzuerkennen oder nicht sn—
zuerkennen°

Die Beklagte beantragte‚ü‘f

die Revision zurückzuweisen„

Sie trug vor, den Anforderungen des Art; 2 © 1 AnVNGge?”

nüge auch nach der Ansicht des beigelädenen Bundesauf—„
_jsichtsamts nur ein LebensversicherungSVertrag im Sinne der

55 159 ff VVG, der - ebenso wie dies nach den Verordnungen

zur Durchführung des HVGerforderlich gewesen sei —wenig—
stehe in großen Zügen ein ÄQuivelent aus der Privatversi—

.oherung zum Ausgleich für den entgangenen Schutz in der so—
zislen Réutenversicherung;darstelle; diesen Anforderungen

—'5-_
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“

genüge der Versicherungsschutz des Klägers bei der Werks—

pensionskasse vor allem deshalb nicht, weil er nicht eine

der gesetzlichen Rentenversicherung entsprechende Begünsti—

gung der Weisen und die Möglichkeit der freiwilligen Weiter—

versicherung nach dem Ausscheiden aus dem Besehäftigungs—

verhältnis enthalte; Art. 2 5 1 AnVNG habe nicht eine Dep—
pelbelastung der bisher versicherungsfrei Beschäftigten aus—

gleichen, sondern für eine Übergangs2eit auch Äquivalente aus

der Privatversieherung genügen lassen und diesem Personen—

kreis damit einen Dispositionsspielraum belassen wollen. Das

Bundesaufsichtsamt habe in eingehenden Besprechungen mit al—

len Beteiligten geklärt, welchen Mindesterfordernissen dem—

nach ein Lebensversicherungsvertrag genügen müsse; das Er—

gebnis sei in dem Rundschreiben des Bundesaufsichtsamts

Nr° 6/57 festgehalten und es sei eine Liste der “befreiungsw

geeigneten Werkspensionskassen" bekanntgegeben werden, die—

se Liste habe für die Beklagte "konstitutive Wirkung", der

Beklagten sei jede eigene Nachprüfung der Satzungen der Werks—

pensionskassen — entgegen der nunmehr vom Bundesaufsichtsamt

Vertretencn Ansicht — untersagt; in dieser Liste sei die

Pensionskasse des Klägers nicht enthalten°

Das beigoladene Bundesaufsiehtsamt äußerte sich im Revisions—

verfahren nicht°

11

Die Revision.ist zulässig (55 161 Abs" 1 Nr° 1, 164, 166 Abs,

1 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG “). Der Kläger, der als
Rechtsanwalt zugelassen ist, kann sich vor dem Bundessozial—

gericht (BSG) selbst vertreten (vgl° BSG 5, 13 ff). Die Be—

vision ist auch begründet. Der Kläger rügt mit Recht, das

LSG habe Art. 2 5 1 AnVNG unrichtig angewendet; das LSG ist

zu Unrecht zu dem Ergebnis gekommen, die Mitgliedschaft des

Klägers bei der Pensionskasse rechtfertige die Befreiung des

—6—
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‘f‚Klägers von der Versicherungspflicht nicht} _Diese Auf—‚f
fassung entspricht weder_dém wortlaut noeh dem Sinn und'f4

Zweck des Art. 2 5 1 AnVNGP_; ‘ ' f“

zu Recht ist das LSG davon ausgegangen, eine "private Ver—

sicherungsunternehmung" im Sinne von Art° 2 @ 1 (Buchst„ b)

AnVNG sei eine Privatunternehmung, die den Betrieb von
Versicherungsgeschäften zum Gegenstand habe und damit nach

5 1 Abs° 1 VAG der Aufsicht nach diesem Gesetz unterliege°

g_Das LSG hat festgestellt, die Pensionskasse sei nach @ 1
T'ihrer Satzung ein "kleinerer (Versicherungen) Verein" im

Sinne von 5 53 VAG, sie unterliege der Aufsicht des Bundes—
aufsichtsamts; es hat zutreffend die Pensionskas3e deshalb

als eine_"private Versicherungsunternehmung" im Sinne von

Art. 2 @ 1 AnVNG angesehen. Hierüber sind sich auch die

\
Beteiligten einig.

streitig ist, ob zwischen dem Kläger und der Pensionskassed

ein "Versicherungsvertrag für den Fall des Todes oder des

Erlebens" eines bestimmten Alters im Sinne von Art° 2 @1
wiAhVNG besteht. Das LSG hat zutreffend dargelegt, daß

4 hierunter ein "Lebensversicherungsvertrag" im Sinne der

55 159 bis_178 VVG zu verstehen ist und daß auch Versiche—

rungen,_die unter den Voraussetzungen des 5 189 VVG bei

' Werkspensionskassen mit Zwangsbeitritt und bei "kleineren

Vereinen" im Sinne von 5 53 VAGgenommenwerden, Versiche—
rungsverträge im Sinne von Art. 2 5 1 AnVNG sein könneno_

_Bs hat aber zu Unrecht bei den besonderen Versicherungs-

-verhältnissen‚ die im Rahmen des 5 189 VVG noch von den
@@159 bis 178 VVG teilweise abweichenden Satzungsbestim—

‚mungen abgeschlossen werden, die Befreiung davon abhängig

gemacht, ob die Leistungen aus solchen Versicherungsver—

tragen im wesentlichen die Leistungen aus der gesetzlichen
.? Rentenversicherung für den Versicherungsfall des Alters

und des Todes ersetzen° Diese Voraussetzung ist in dem

„7_‘
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Begriff des Versicherungsvertregs für den Fall des Todes
oder des Erlebens eines bestimmten Alters im Sinne von
Art. 2 5 1 AnVNG nicht enthalten°

3) Dies ergibt sich zunächst aus dem Wortlaut des Art„ 2
5 1 (BUChsto b) AnVNG. Nach dieser Vorschrift ist bei
Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen die Befreiung de—
von abhängig gemacht, daß "für diese Versicherung min-

‘destens ebensoviel aufgewenäet wird, wie für sie Beiträge
zur Rentenversicherung zu zahlen wären"„ Es mag zutref_

}fen, daß dieser Fassung die Erwägung zugrunde liegt, bei
mindestens gleich hohen Beiträgen würden auch die Leistun—
gen der Privatvereicherung eine im wesentlichen den Lei—

Stungcn der Rentenversicherung gleichwertige Sicherung
darstellen; im Gesetz ist eher nicht zum Ausdruck gehen—„

mon, daß diese Sicherung durch den Versicherungsvertrgg

88Währleistot sein muß. Auch Lebensversicherungsverträge,

die unter die 55 159 bis 178 VVG fallen, gewährleisten

eine solche im wesentlichen der Rentenversicherung der An—
gostolltcn entgprechende Vorsorge nur, wenn diese Versi—
ohcrungsverträge den Anspruch auf laufende gentenzahlungen
begründen, nicht aber bei ääQ333£yersicherungen‚ die, 80—

forn für sie mindestens ebensoviel aufgewendet wird wie
für die Rentenversicherung der Angestellten, die Voraus—
setzungen der Befreiung nach Art. 2 g 1 AnVNG ebenfalls zu
begründen vermögena Das Versicherungskapital wird bei Ein—
tritt des Versicherungsfells Eigentum des Versicherten; er
Kenn darüber frei verfügen, es ist nicht gewährleistet und

kann auch nicht gewährleistet werden, daß er es zur Siehe“
rung für den Fall des Alters oder des Todes verwendeto

Dem Versicherungsnehmer steht es ferner im Falle des Ab—
schlusses einer "Erlebensversicherung" frei, den Zeitpunkt
der Eälligkeit der Kapitalversicherung zu bestimmen, die—

ser Zeitpunkt kann so lange vor dem Eintritt des 65° Le—

bensdähres liegen, daß auch deshalb von einer Vorsorge für
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das Alter nicht gesprOChenwerden Kann.„ Insbesondere be_
steht aber auch bei Lebensversicherungsvertragen, die unter

die 55'159 bis 178vve fallen, die MögliChkéit einer späte—
ren Verringerung oder des Wegfalls des Versicherungsschutzeso

Dies ergibt sich insbesondere aus dem Recht des Versiche—

rers zur fristlosen Kündigung nach.@,39 Abs. 3 VVG (bei
_Nichtzahlung einer Folgéprämie), aus der Befreiung des Ver—

sicherers von der Leistungspflicht unter den Voraussetzungen

der 59 38 Abs° 2, 39 Abs° 2 VVG, aus dem Kündigungsrecht des
Versicherungsnehmers nach % 165 VVG, aus der Befugnis des

Versicherungsnehmers, ohne Zustimmung des Versicherers an

die Stelle des bezugsberechtigten_Hinterbliehenen einen an—
deren zu setzen (5 166 VVG), aus der grundsätzlich für alle
Geldleistungen aus dem Versicherungsvertrag gegebenen Mög-

lichkeit der Abtretung, der Pfändung und der Verpfändung„‘

Es trifft zwar zu, daß es, wie das LSG dargelegt hat, in
diesen Fällen nur vom Verhalten des Versicherungsnehmers im

Rahmen des Versicherungsvertrages abhängt, ob ihm der Ver—

sicherungsschutz gewahrt bleibt, Entscheidend ist aber '

nicht, daß das rechtserhebliehe Verhalten des Versicherungsw_

nehmers, das auch bei Versicherungsverträgen nach den 59

159 bis 178 VVG zur Verringerung oder zum Wegfall des Ver—
sicherungsschutzes führen kann, im Rahmen des Versicherungs—

vertrages liegt, sondern daß ihm auch bei diesen Versiche—

rungsverträgen die Möglichkeit belassen ist, das Ausmaß sei—

ner Sicherung für den Fall des_Alters oder des Todes durch

sein Verhalten zu beeinflußen‚ Hätte diese Möglichkeit aus»
geschlossen werden sollen,_so hätte dies (vgl. zutreffend

Urteil des BGHvom 25, September 1959 —BGHZ30,_330 ff,""

33/334)-31s Eingriff_in die Vertragsfréihéit einer ausdrück-
lichen gesetzlichen Regelung bedurft. Eine solche Regelung

ist im AnVNG nicht enthalten° Die damit dem Versicherungs—

nehmer zugestandene Eigenverantwortung hinsichtlich des Aus—

maßes seiner Sicherung für das Alter und der Sicherung sei—

,ner Hinterbliebenen für den Fall seines Tödes hat aber das

....9__
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gleiche Gewicht wie die in seiner Eigenverantwortung lie—

gende Entscheidung, ob er den Versieherungsschutz, der ihm

während seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten Firma durch

eine Werkspensionakasse oder einen kleineren Verein gewährt

wird, durch sein Verbleiben bei der Firma erhalten will oder

ob er sich darauf einläßt, daß dieser Versieherungssehutz

sich bei Ausscheiden aus der Firma vemingert oder mögli—

cherweise wegfällt. Jedenfalls rechtfertigt die Mägl;gbägiä‚
daß bei Versicherungsverhältniseen, die unter 5 189 VVG fal—

len, nach den Satzungsbestimmungen der Versieherungsunterneh—

mung der Versicherungsschutz bei Ausscheiden aus der Firma

sich verringern oder auch ganz wegfallen kann, es nicht, an

den Begriff des Versicherungsvertrags strengere Anforderun—

gen zu stellen als an Versieherungsverträge nach den @@159

bis 178 VVG, weil auch bei diesen Versicherungsverträgen

nicht gewährleistet ist, daß der im Zeitpunkt der Befrei—

ung bestehende Versicherungssehutz unverändert aufrechter—

1alten bleibt.

Der Sinn und Zweck der "Befreiungsversieherung" nach Arto 2

@ 1 AnVNG kann allein darin gefunden werden, daß Angestell—

te, die infolge der Erhöhung der Versieherungspflichtgrenze

erstmals oder wieder versicherungspfliehtig werden, für eine:

Übergangszeit die Möglichkeit erhalten sollen, die Vorsorge

für den fall des Alters und des Todes in eigener Verantwor—

tung zu gestalten; sie sind dabei nach demAnVNGnur inso—
fern nicht frei, als sie die Vorsorge durch Abschluß eines

Versieherungsvertrages für den Fall des Todes und des Er—

lebens eines bestimmten Alters treffen und dafür bestimmte

Mindestbeträge aufwenden müssen. Weitere Einschränkungen

ihrer Gestaltungsfreiheit sind dem Gesetz nicht zu entnehmen;

es kommt insbesondere nicht darauf an, ob die Lgigjunggn aus
der Befreiungsversieherung im wesentlichen das Fehlen der

„
Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversieherung ersetzen,

...10..
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fEinem solchen Erfordernis hätte zunächst nur entsproChen

werden können, wenn der Wegfall der-Vörah38etzungen für die

Befreiung zu einem Widerruf der.Befreiung dureh den Versi—

eherungsträger führen könntev "Die Befreiung von der Ver—

sicherungspflicht iSt aber im_Gesetz allein Von dem Vor—

liegen ihrer Voraussetzungen im.Zeitpunkt der Entscheidung

über den Befreiunsentrag abhängig—gemacht, der Befreiungs—

bescheid ist als ein den Angestellten, der die Befreiung

beantragt hat, und auch seinen jeWeiligen'nrheitgeber be—

günstigender rechtsgestaltender Verwaltungsakt nicht wider"

ruflich, sofern die Voraussetzungen für die Befreiung bei

Erlaß des Bescheides vorgelégen haben, der Befreiungsbc—

scheid also rechtmäßig ist (vgl. Haueisen NJW 1960, 1497 ff;

im Ergebnis ebenso Geber, Sozialer Fortschritt, 1957, 226ff),

Die Befreiung bleibt somit auch dann wirksam, wenn ihre Vor“
aussetzungen später wegfallen, insbesondere auch, wenn das

Einkommen des Angestellten unter die Jahresarbeitsverdienst—

grenze, auf deren Überschreitung Artz'2 @ 1 AnVNG abhebt "

— damals 9.000 DM —‚ 8130 unter 750—DM monatlich sinkt. Ein

solches Absinken des Einkommens kann aber auch ein Grund da—
für sein„daß der Versicherungsnehmer seine Pflicht aus dem
Versicherungsvertrag nicht mehr, nicht vollständig oder

nicht rechtzeitig erfüllen kann und sein Versichorungsschutz

durch die Befreiungsversicherung damit in Frage gestellt .

ist“ Trotzdem besteht rechtlich keine Möglichkeit, den

Versicherungsnehmer deshalb wieder in den Schutz der Ren—

tenversicherung einzubeziehen, sei es dadurch, daß der Ver“

sicherungsnehmer auf die Befreiung verzichtet, sei es da—

durch, daß der Versicherungsträger die Befreiung widerruft°

Auf die "Gleichwertigkeit" der Befreiungsversicherung ge—

genüber den Leistungen aus der PflichtVersicherung der in—

gestellten kann bei der Auslegung des Art. 2 5_1 AnVNG

schon deshalb nicht abgehoben werden, weil es von einer
Vielzahl

von rechtlichen undwtatsächlichen Gesichtspunkten
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abhängig ist, ob dieBefreiungsversicherung; auch wenn sie

im Zeitpunkt der Befreiung eine im wesentlichen "adäquate"

iVorsorge gewährleistet hat; im konkreten Fall auch im Zeit—
punkt des Eintritts des Versicherungsfalls zu einer im we—
sentlichen der Rentenversicherung gleichwertigen Leistung

führt. Die Höhe der Leistungen aus der Renten?ersicherung

wird wesentlich beeinflußt durch die allgemeine Bemessungs—

grundlege, die von der Höhe der durchschnittlichen Brutto—

jahresarbeitsentgelte aller Versicherten in einem bestimm—
_

ton Zeitraum und damit praktisch vom Volkseinkommcn abhängig

ist und von der auch die persönliche Bemessungsgrundlage bc—

einflußt wird, durch die Zahl der anrcchnungsfähigen Ver—

sicherungsjahre und damit auch durch die Berücksichtigung

von Ersatz— und Ausfallzeiten und einer etwaigen Zurech—

nungszcit, durch die Höhe der freiwilligen Beiträge und der

Höhervcrsicherungabeiträge, durch die Beitragsbemessungs—

grenze und die Begrenzung der persönlichen Bemessungsgrund—

läge, durch die Rentenanpassungsgesetze, aber auch durch die

Höhe der staatlichen Zuschüsse an die Versicherungsträger;

alle diese Umstände sind im Zeitpunkt des Abschlusses der

Beirciungsversicherung nicht vorhersehbar, sie können also

auch bei Lebensversicherungsverträgen nach den 35 159 bis

_178 VVG dazu führen, daß bei Eintritt des Versicherungsfalles

die Leistungen aus solchen Lebénsversicherungsverträgen we—

scntlich hinter den Leistungen der Rentenversicherung der

Angestellten zurückbleiben° Andererseits sind die Alters—

rentcn der Rentenversicherung von gesetzlich festgelegten

Altersgrenzen und von der Erfüllung der "großen Wartezeit"

(180 Beitragsmonate) abhängig, während bei Lebensversiche—

rungsvcrträgen der Eintritt des Versicherungsfalles des Al—

ters und damit der Zeitpunkt, in dem Ansprüche auf Leistun—

gen der Altersvorsorge fällig werden, frei vereinbart werden —
kann; die Höhe der Ansprüche aus der Lebensversicherung wird

durch die ihr zufließenden Gewinnanteile und durch die Höhe
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‚
desKapitalstocksbeeinflußt' derwert der 11tere—una*°

"Hinterbliebenenversorgung in _der Privatversicherung kann
aber auch durch Geldentwertung gem1ndert werden° Es han—

-delt sich also letztlich bei der
Gegenüberstellung

der
-Sicherung aus Lebensversicherungsvérträgen und aus der

Pflichtversicherung in der Rentenversieherung um kaum
vergleichbare Tatbestände; Auch aus diesem Grunde ist

es sinnvoll, daß in Art 2 5 1 AnVNG nicht auf die "Ad—

äquatheit" der Leistungen aus der Befreiungsversieherung

mit den Leistungen aus der Rentenversicherung der Ange—

'etellten bei Eintritt des Versicherungsfalles‚ sondern nur

auf den mindestens gleich hohen Aufwand an Beiträgen im

ZGitPUnkt der Befreiung abgestellt werden ist° ; „-----

Zu einem anderen Ergebnis kann aueh nicht der Vergleich

mit anderen gesetzlichen Regelungen führen, die für die

Befreiung von der Versicherungspflieht auf Grund des Ab—

«eehlusses eines Lebensversicherungsvertrages strengere An—
(!

-forderungen gestellt haben als Art, 2_9 1 AnVNG° Sowohl'r

'in £ 4 des Gesetzes über die Altersversorgung für das ’"“*
2Deutsehe Handwerk (HVG) vom 21° Dezember 1935 (BGBl I 1900)
‘als aueh in 5 18 des Gesetzes über die Erhöhung der Ein—

kommensgrenzen in der Sozialversicherung (EEG) vom 150
August 1952 (BGBl I 437) war bestimmt, daß Versicherungs—

freiheit besteht bzw° die VersiÖherungsfreiheit geltend

gemacht werden kann, "wenn und_gglgnge" der Handwerker

_
bzw. der Angestellte für die Lebensversicherung mindestens

ebensoviel aufwendet, wie für ihn zur Rentenversicherung*

“Ider Angestellten zu zahlen wäre„ Der_ Gesetzgeber des

„AnVNG hat nicht nur die durch die Formulierung "und solanre"

'vergeschriebene Abhängigkeit der Befreiung von dem Fort—

bestehen des individuellen Versicherungsverhältnisses be—

wußt fallen lassen (vgl. Jantz/Zweng, Das neue Recht der
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten,

Anm„ III zu_Art„ 2 5 1 AnVNG, 434)‚ er hat darüber hinaus
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auch davon abgesehen, die Vorschriften zu übernehmen, die.\

eine bestimmte Versicherungssumme verschrieben, wenn der

Lebensversicherungsvertrag auf Zahlung eines Kapitals ge—

richtet war (vgl. 5 4 Abs. 2 BVG = 5000 DM, @ 18 Abs. 5 BBG

: 15000 DM). Auch die weiteren Bedingungen für die Ver— '

sieherungsfreiheit auf Grund eines Lebensversieherungsver—

trages, die in den Verordnungen zur Durchführung und Er—

gänzung des HVG vom 13. Juli 1939 (BGBl I 1255) und vom
‚28° Oktober 1939 (BGBl I 2113) aufgestellt waren, sind
nicht übernommen werden; sie betrafen u.a. die Zusicherung

der Gewährung der Waisenrente bis zur Vollendung des 180

Lebensjahres, die Fälligkeit des Kapitals _ außer bei Tod

des Versicherten oder bei Eintritt der Baruf5unfähigkeit —
frühestens bei Vollendung des 60. Lebensjahres, die Gleich—

heit der Anteile der bezugsbereehtigten Hinterbliebenen,

Wenn der Lebensversieherungsvertrag auf die Zahlung eines

Kapitals gerichtet ist (vgl. @@19, 21 der 1° DVD, 5 4

Abs° 4 der 2° DVG). Daraus erhellt, daß der Gesetzgeber

mit der Vorschrift des Art. 2 5 1 AnVNGbewußt einem be5

stimmten Personenkreis die Verantwortung für seine Alters—
und Hinterbliebenenversorgung und die nähere Ausgestaltung

dieser Versorgung selbst überlassen wollte.

Mit dieser Wahlmöglichkeit hat sich das Gesetz zu dem in

der Angestelltenversieherung von jeher berücksichtigten

Grundsatz bekannt, daß sich die Pflichtversicherung für
diesen Personenkreis nur auf diejenigen Angestellten er—

strecken soll‚ die wegen ihrer wirtschaftlich und sozialen

Lage eines Schutzes gegen die Wechselfälle des Lebens be—

dürfen (so schon die Begründung zur Beschränkung des Ver—

sieherungszwangs in dem Entwurf eines Versicherungsgesetzes

für Angestellte vom 20° Mai 1911 — Reichstags—Drueksaehe

ur. 1055, 12. Legislaturperiode II, Session 1909/11 5.69 _)„
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_„An diesem Grundsatz, mit dem zugleich entsprechend dem

freiheitliehen Charakter des sozialen Rechtsstaats die

individuelle Eigenverantwortung einer bestimmteanruppe

' von Angestellten und ein Spielraum für private Initiative

anerkannt worden sind, ist trotz der dabei zur Sprache

‘gekommenen erheblichen Bedenken und Widerstände auch bei

den Beratungen zu den @@4 Abs. 1, 5 AVG, zu Art. 2 9 1
AnVNG (beide in der Fassung des Gesetzes vom 23. Februar

_‘1957) und zu Art. 1 des Ersten Änderungsgesetzes vom 27.
I.Juli 1957 festgehalten werden. Dies ist auch noch in‘f‘

-jüngster Zeit bei den‚Beratuhgen zu Art. 1 5 2 Nr. 3 und
4 (Erhöhung der Jahresarbeitsverdienstgrenze) des Renten—

versicherungs—Änderungsgesetzes (RVÄndG) vom 9. Juni 1965

_(BGBl I 475 ff, 483) geschehen. Dementsprechend hat auch
Art. 2 5 2 Nr. 1 RVÄndG bei der Neufassung des Art. 2 5 1

AnVNG die Befreiung von keinen weitergehenden Voraussetzun»

gen abhängig gemacht als von den Voraussetzungen, die nach
n

der bisher maßgebenden Fassung des Art. 2 9 1 AnVHG er“

‘ heblich sind.

Damit kommt es aber auch'nicht darauf an, ob im vorlie—'°

genden Fall die Pensionskasse in deeriste des Bundes—„

_
aufsichtsamts über die "befreiungsgeeigneten Werkspen-

sionskassen" aufgeführt ist und ob diese Liste für die

Beklagte „ wie Sie meint - "konstitutive Wirkung" hat.

Dem Gesetz ist nicht zu entnehmen, daß die Beklagte oder

das Bundesaufsichtsamt ermächtigt sind, verbindlich zu
_

bestimmen, bei welchen Werkspensionekaeeen und "kleineren
( Vereinen" Versicherungsverträge im Sinne des Art. 2 5 1

AnVNG abgeschlos3en werden dürfen. Die Befreiung kann

'3 5."
..
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nicht, wie dies durch die vom Bundesaufsichtsamt im
Einvernehmen mit der Beklagten aufgestellten Liste

geschehen ist, von weitergehenden Voraussetzungen ab—

hängig gemacht werden als von den Voraussetzungen, die

sich aus Art. 2 @ 1 AnVNG ergeben. Einschränkungen der

Voraussetzungen für eine Befreiung nach Art° 2 @ 1 AnVNG

könnten nur durch Gesetz erfolgen„ '

\

Der Versicherun€svertrag des Klägers mit der Pensions—

kasse ist sonach ein Versicherungsvertrag für den Fall

_des Todes oder des Erlebens im Sinne des Art. 2 @ 1
(Buchst. b) AnVNG; er ist nach @ 19 der Satzung der Pen—
sionskasse für den Fall des Ausscheidens des Klägers aus

den Diensten seiner Firma nach Vollendung des 60" Lebens—
jahres, im Ergebnis also für den Fall des Alters, und im

Falle des Todes des Klägers für seine Hinterbliebenen

(Witwe, Weisen, bedürftige Eltern, vgl° @@25, 24 ff,

26 der Satzung) abgeschlossen. Es ist unstreitig, daß
die Aufwendungen des Klägers für diesen Versicherungs-

vertrag, die in dem für die Entscheidung maßgebenden

Zeitpunkt nach den Feststellungen des LSG monatlich

127,32 EM betragen haben, höher sind als die Beiträge,

die der Kläger damals als Pflichtvcrsichorter hätte auf—
brinren mü35cn, nämlich höher als der für das Jahr 1957

geltende Höchstbeitragssatz zur Angestelltenversicherung

von 105,—- DMmonatlich (vgi„ @ 114 Abs„ 1 AnVNG). Die
Beklagte hat deshalb den Antrag des Klägers auf Befrei—_

ung nach Art. 2 5 1 (Buchst° b) AnVNG zu Unrecht abge—
lehnt. Das LSG hat zu Unrecht das Urteil des SG aufgehoben°

-'|6...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


*i_„16_;

Auf die Revision des Klägers ist das Urteil des LSG auf—

zuheben und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des SG zurückzuweisen„;

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

